Praxisvertretungsvertrag

Zwischen

________________________________________________________________
Herrn/ Frau (Dr.)

_______________________________________________________________________________
Straße, Hausnummer, PLZ des Praxisortes
						- Im Folgenden „Praxisinhaberin/ Praxisinhaber“ –

und

________________________________________________________________
Herrn/ Frau (Dr.)

_________________________________________________________________________________
Straße, Hausnummer, PLZ des Praxisortes
· Im Folgenden „Praxisvertreterin/ Praxisvertreter“ –

wird folgende Vereinbarung über eine Praxisvertretung geschlossen:

§ 1
Beginn und Dauer

(1) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter übernimmt vom _______________________________ bis zum _______________________________________ die vertrags- und privatzahnärztliche Tätigkeit der Praxisinhaberin/ des Praxisinhabers wegen [Möglichkeiten: Elternzeit, Arbeitsunfähigkeit der Praxisinhaberin/ des Praxisinhabers, …]. Die Vertretung betrifft auch die Dienste im organisierten Bereitschaftsdienst, zu denen die Praxisinhaberin/ der Praxisinhaber seitens der Kassenzahnärztlichen Vereinigung eingeteilt wurde. Ein Vertretungsfall wird der Praxisvertreterin/ dem Praxisvertreter nach Bedarf mitgeteilt.
Alternative: Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter übernimmt mit Wirkung vom _______________________________ die vertrags- und privatzahnärztliche Tätigkeit der Praxisinhaberin/ des Praxisinhabers wegen [Möglichkeiten: Elternzeit, Arbeitsunfähigkeit der Praxisinhaberin/ des Praxisinhabers, …] als Vertretung bis zu der Genesung der Praxisinhaberin/ des Praxisinhabers [dem Ende der Elternzeit] (längstens jedoch bis zum ___________________________________). Die Vertretung betrifft auch die Dienste im organisierten Bereitschaftsdienst, zu denen die Praxisinhaberin/ der Praxisinhaber seitens der Kassenzahnärztlichen Vereinigung eingeteilt wurde. Ein Vertretungsfall wird der Praxisvertreterin/ dem Praxisvertreter nach Bedarf mitgeteilt.
(2) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter wird selbständig in eigener Verantwortung, jedoch im Namen und für Rechnung der Praxisinhaberin/ des Praxisinhabers in deren/ dessen Praxis tätig.
(3) Durch diesen Vertrag wird weder ein Arbeitsverhältnis noch ein arbeitnehmerähnliches Verhältnis zwischen der Praxisinhaberin/ dem Praxisinhaber und der Praxisvertreterin/ dem Praxisvertreter begründet.
(4) Der Praxisvertreterin/ dem Praxisvertreter stehen _______ Urlaubstage zu.

§ 2
Genehmigung der Kassenzahnärztlichen Vereinigung
Die Genehmigung der Praxisvertretung ist der Praxisinhaberin/ des Praxisinhabers auf Antrag durch die Kassenzahnärztliche Vereinigung zu erteilen. Ohne eine derartige Genehmigung kommt ein Vertrag über die Praxisvertretung nicht zustande. Wird die Genehmigung nicht rechtzeitig erteilt, nimmt die Vertretung die Tätigkeit mit Bekanntgabe der Genehmigung auf.

§ 3
Befähigung zur Übernahme der Praxisvertretung
(1) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter weist der Praxisinhaberin/ dem Praxisinhaber vor Beginn der Vertretertätigkeit die Befähigung zur Übernahme der Praxisvertretung durch Vorlage der Approbations- und Fachzahnarzturkunde, einem Fortbildungsnachweis sowie sonstiger Qualifikationsnachweise nach.
(2) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter erklärt, dass der Beschäftigung keiner in ihrer/ seiner Person liegenden Gründe entgegenstehen und insbesondere keine Alkohol- oder Rauschgiftabhängigkeit vorliegt.
(3) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter bestätigt, dass sie/ er für ihre/ seine Vertretertätigkeit über eine Berufshaftpflichtversicherung mit einer Versicherungssumme von ____________________________ € für Personenschäden verfügt und verpflichtet sich, diese während der Vertragslaufzeit aufrecht zu erhalten.
(4) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter ist verpflichtet bei Änderungen hinsichtlich der Inhalte der Absätze 1-3 der Praxisinhaberin/ dem Praxisinhaber umgehend Mitteilung zu machen. 

§ 4
Pflichten der Praxisvertreterin/ des Praxisvertreters
(1) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter hat sich vor Aufnahme der Tätigkeit durch Einsichtnahme über die im Rahmen des einrichtungsinternen Qualitätsmanagements (§ 135a Abs. 2 Nr. 2 SGB V) aufgestellten allgemeinen Anweisungen und Vorgaben der Praxisinhaberin/ des Praxisinhabers zu informieren und sie im Rahmen der Praxisvertretung zu beachten. Sie/ er ist allein für die ordnungsgemäße Praxisführung verantwortlich. Das Praxisinventar und die Medizinprodukte sind pfleglich zu behandeln.
(2)  Zahnärztliche Behandlungen werden durch die Praxisvertreterin/ den Praxisvertreter eigenverantwortlich durchgeführt. Sie/ er ist an Weisungen der Praxisinhaberin/ des Praxisinhabers nicht gebunden. Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter ist gegenüber der Weiterbildungsassistentin/ dem Weiterbildungsassistenten und dem nicht-ärztlichen Personal der Praxisinhaberin/ des Praxisinhabers weisungsbefugt.
(3) Die Behandlung ist entsprechend den zum Zeitpunkt der Behandlung bestehenden, allgemein anerkannten fachlichen Standards durchzuführen. Alle Leistungen, die durch die Praxisvertreterin/ den Praxisvertreter oder den Mitarbeitenden durchgeführt werden, sind von der Praxisvertreterin oder dem Praxisvertreter im Patienteninteresse und zu Abrechnungszwecken ordnungsgemäß zu dokumentieren. Die von der Praxisvertreterin/ dem Praxisvertreter erstellte Dokumentation steht im Eigentum der Praxisinhaberin/ dem Praxisinhaber.
(3) Die öffentlich angekündigten Sprechzeiten und Praxiszeiten der Praxisinhaberin/ des Praxisinhabers sind fortzuführen.
(4) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter hat die gesetzlichen Vorgaben sowie die berufs- und vertragsarztrechtlichen Bestimmungen zu beachten und sich über diese zu informieren. Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter hat insbesondere das Gebot der Wirtschaftlichkeit und die Vorschriften über die zweckmäßige, notwendige Behandlungs- und Verordnungsweise zu wahren. Der Praxisvertreterin/ dem Praxisvertreter ist bekannt, dass Verstöße gegen das Wirtschaftlichkeitsgebot zu Honorarkürzungen und insbesondere Arznei- und Heilmittelregressen führen können. Bestandskräftig festgesetzte Nachforderungen trägt im Innenverhältnis der Praxisvertreter.
(5) Zum Abschluss neuer und zur Beendigung oder Änderung bestehender Verträge wie Arbeitsverträge, Kaufverträge etc. ist die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter mit Ausnahme von Behandlungsverträgen nicht befugt. Im Notfall erfolgt, soweit möglich, eine Kontaktaufnahme zur Praxisinhaberin/ zum Praxisinhaber.

(6) Im Verhinderungsfall der Praxisvertreterin/ des Praxisvertreters (insbesondere Krankheit) hat diese/ dieser die Praxisinhaberin/ den Praxisinhaber unverzüglich zu informieren und den Grund sowie die voraussichtliche Dauer der Verhinderung mitteilen. Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter hat sich nach Rücksprache mit der Praxisinhaberin/ dem Praxisinhaber im Rahmen des Zumutbaren um eine Ersatzvertretung zu bemühen. Ohne Zustimmung der Praxisinhaberin/ des Praxisinhabers ist die Bestellung einer Untervertreterin/ eines Untervertreters nicht erlaubt. Hat die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter die Verhinderung schuldhaft herbeigeführt und kann ein Ersatz nicht gefunden werden, haftet sie/ er für den Praxisausfall.

(7) Über sämtliche wesentliche Vorfälle in der Praxis sowie den Schriftverkehr mit Dritten, insbesondere mit der Kassenzahnärztlichen Vereinigung, den Krankenkassen und dem Medizinischen Dienst ist die Praxisinhaberin/ der Praxisinhaber durch die Praxisvertreterin/ den Praxisvertreter zu informieren.

(8) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter hat für eine Versicherung ihrer/ seiner Person gegen Krankheiten und Unfall selbst zu sorgen. Beiträge zur Kammer und zum Versorgungswerkt hat die Vertreterin/ der Vertreter selbst zu tragen.

(9) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter verpflichtet sich, ein Abwerben der Patientinnen und Patienten und eine Rufschädigung der Praxisinhaberin/ des Praxisinhabers in jeglicher Form zu unterlassen.


§ 5
Vergütung

(1) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter erhält von der Praxisinhaberin/ dem Praxisinhaber eine Vergütung in Höhe von ______________ € (Möglichkeiten: je vollen Praxisvertretungstag/ pro Woche/ pro Monat). Für die Übernahme des vertragszahnärztlichen Bereitschaftsdienstes erhält sie/ er zusätzlich _______________ € für jeden Dienst, den sie/ er für die Praxisinhaberin/ den Praxisinhaber übernommen hat.

(2) Bei Benutzung eines eigenen Fahrzeugs für Hausbesuche erhält die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter eine Kilometerpauschale in Höhe von ____________ €.
(3) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter stellt der Praxisinhaberin/ dem Praxisinhaber die Vertretungstätigkeit in Rechnung. Sie/ ihm ist bekannt, dass keine Lohnsteuer abgeführt wird und die vereinnahmte Vergütung eigenverantwortlich als Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit zu versteuern sind.
(4) Sämtliche Einnahmen, die die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter erzielt, stehen der Praxisinhaberin/ dem Praxisinhaber zu.

§ 6
Kündigung und vorzeitige Beendigung

(1) Während der in § 1 genannten Vertragsdauer ist eine ordentliche Kündigung ausgeschlossen.

Alternative: Diese Vereinbarung kann von beiden Vertragspartnern mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen zum Ende eines Kalendermonats schriftlich gekündigt werden. 
(2) Davon unberührt bleibt das Recht zur schriftlichen außerordentlichen Kündigung eines jeden Vertragspartners aus wichtigem Grund. 
(3) Die Vertretertätigkeit endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, mit dem Ende der erforderlichen Genehmigung der Vertretungstätigkeit durch die zuständige Kassenzahnärztliche Vereinigung.
(4) Die Vertragsparteien können das Vertragsverhältnis auch durch übereinstimmende Erklärungen vorzeitig für beendet erklären, wenn die Arbeitsfähigkeit der Praxisinhaberin/ des Praxisinhabers wiederhergestellt ist.

§ 7
Schweigepflicht

(1) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter verpflichtet sich, auf vorhandene elektronische oder papiergebundene Patientenunterlagen nur dann zuzugreifen, wenn er diese für die Behandlung der Patientinnen und Patienten, im Zuge der Leistungsabrechnung oder deshalb benötigt, weil Kostenträger, der Medizinische Dienst oder andere Behörden oder Personen berechtigterweise Auskunft hieraus verlangen.

(2) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter verpflichtet sich, über alle ihr/ ihm in der Praxis bekannt gewordenen Umstände über die Behandlung selbst, die persönlichen Umstände der Patientinnen und Patienten und deren Erklärungen in der Praxis sowie Betriebsgeheimnisse, jederzeit absolutes Stillschweigen zu bewahren (§ 203 StGB).

(3) Die Verschwiegenheitsverpflichtung gilt gegenüber jedermann und besteht auch nach Beendigung des Vertretungsverhältnisses fort.

(4) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter darf keine Praxisunterlagen oder Abschriften aus der Praxis entfernen.


§ 8
Haftung

(1) Die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter ist verpflichtet, für den Fall der rechtswidrigen und schuldhaften Nichtaufnahme der Tätigkeit, der vertragswidrigen Beendigung der Vertretung oder des wettbewerbswidrigen Verhaltens (§ 4 Abs. 9) der Praxisinhaberin/ dem Praxisinhaber Schadensersatz zu leisten.

(2) Sollten wegen eines Verstoßes der Praxisvertreterin/ des Praxisvertreters gegen die in dieser Vereinbarung niedergelegten sowie gesetzlich geregelten Pflichten in Ausübung der Vertretungstätigkeit Schadensersatzansprüche Dritter, insbesondere Patienten, oder Regressansprüche seitens der Kassenzahnärztlichen Vereinigung (Honorarabstriche, Arzneimittelregresse) gegen die Praxisinhaberin/ den Praxisinhaber entstehen oder geltend gemacht werden, die nicht von der Berufshaftpflichtversicherung der Praxisvertreterin/ des Praxisvertreters abgedeckt sind, so hat die Praxisvertreterin/ der Praxisvertreter die Praxisinhaberin/ den Praxisinhaber hiervon freizustellen.


§ 9
Streitschlichtung

Die Vertragsparteien verpflichten sich, bei Streitigkeiten aus diesem Vertrag vor Beschreiten des ordentlichen Rechtsweges die Zahnärztekammer Niedersachsen (ZKN) zwecks eines zeitnah anzuberaumenden, nicht-förmlichen Schlichtungsgesprächs anzurufen.

§ 10
Schriftform

Sämtliche Änderungen und/oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.


§ 11
Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Klauseln oder Bestimmungen dieser Vereinbarung ganz oder teilweise unwirksam sein oder infolge Änderung der Gesetzgebung oder durch höchstrichterliche Rechtsprechung unwirksam werden oder weist diese Vereinbarung Lücken auf, gelten die übrigen Bestimmungen weiter. Für diesen Fall verpflichten sich die Parteien, unter Berücksichtigung des Grundsatzes von Treu und Glauben an Stelle der unwirksamen Bestimmung eine wirksame Bestimmung zu vereinbaren, welche dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung möglichst nahekommt. Im Falle einer Lücke gilt diejenige Bestimmung als vereinbart, die dem entspricht, was nach Sinn und Zweck dieser Vereinbarung geregelt worden wäre, wenn die Angelegenheit bedacht worden wäre.


___________________________________, den ______________________________________
Ort						Datum


_______________________________________________________________________
Unterschrift Praxisinhaberin/ Praxisinhaber


_______________________________________________________________________
Unterschrift Praxisvertreterin/ Praxisvertreter


